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Anfragen in der Fragestunde der 33. Sitzung 
 
 
Anfrage 1: Mittagessensversorgung an den Schulen in Bremen vor dem Hintergrund 
des ab 2026 geltenden Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung 
Anfrage der Abgeordneten Bithja Menzel, Dr. Franziska Tell, Dr. Emanuel Herold und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie stellt der Senat sicher, dass der mit der Einführung des Rechtsanspruchs auf 
Ganztagsbetreuung an den Schulen in Bremen in 2026 auftretende Mehrbedarf an 
Mittagessensversorgung umfänglich gedeckt werden kann? 
 
2. Wie schätzt der Senat die aktuelle Marktlage und Kapazitäten bei den Caterern ein, die 
den gesetzten Anforderungen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und Gesundheit für die 
Mittagessensversorgung an den Schulen in Bremen entsprechen, und welche 
Konsequenzen zieht er hieraus? 
 
3. Wie wird die sich derzeit im Aufbau befindliche Vernetzungsstelle für Kita- und 
Schulverpflegung zum jetzigen Zeitpunkt in den Prozess der Gewinnung neuer Caterer 
eingebunden? 
 
Zu Frage 1: 
Mit dem Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung ab dem Schuljahr 2026/27 erweitern 13 
Schulen ihr Angebot zum offenen oder gebundenen Ganztag. 18 Schulen bleiben 
verlässliche Grundschulen. Wo es keinen schulischen Ganztag gibt, erfolgt die Betreuung 
weiterhin über Horte oder andere Angebote. 
Ein zusätzlicher Bedarf an Mittagessen entsteht vor allem an den Schulen, die bislang kein 
ganztägiges Angebot hatten. Dort wird die Verpflegungsleistung – wie an bestehenden 
Ganztagsschulen – im bewährten Verfahren ausgeschrieben.  
Die von uns kontaktierten Caterer wissen um den Mehrbedarf. Diese haben überwiegend 
signalisiert, dass sie wachsen können und möchten. Konkrete Kapazitätsplanungen 
erfolgen – nachvollziehbar – erst nach Zuschlag. 
Zu Frage 2: 
Bei den Caterern liegen unterschiedliche Strukturen beispielweise hinsichtlich der Größe 
des Anbieters und der angebotenen Zubereitungsformen vor. Der Cateringmarkt entwickelt 
sich insgesamt dynamisch. Einzelne Unternehmen stehen – etwa durch 
Preisentwicklungen, Fachkräftemangel und der Verfügbarkeit von Biolebensmitteln im 
erforderlichen Umfang – vor Herausforderungen. Die Mehrheit der bislang tätigen Caterer 
hat jedoch deutlich gemacht, dass sie die Anforderungen weiterhin erfüllen und zusätzliche 
Kapazitäten aufbauen können. 
Der Senat hält an seinen Qualitätsstandards fest und sorgt für transparente 
Vergabeverfahren. 
Zu Frage 3: 
Die Vernetzungsstelle für Kita- und Schulverpflegung befindet sich im Aufbau und wird 
zum 1. April 2026 besetzt. Bereits im November 2025 gab es ein Auftakttreffen mit den 
beteiligten Ressorts und Partnern. 
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Künftig soll die Vernetzungsstelle an geeigneter Stelle in die Arbeitsgruppe Ganztag 
eingebunden werden. Quartalsweise Abstimmungen sind vorgesehen, um die 
Qualitätssicherung und Vernetzung weiter zu stärken. 
 
 
Anfrage 2: Prostitutionsstätten in der Helenenstraße 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Solveig Eschen, Bithja Menzel, Dr. Emanuel Herold 
und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Durch welche Auflagen in Bau- beziehungsweise Gewerbegenehmigungsverfahren und 
Bebauungsplänen stellt der Senat sicher, dass der Beschluss des Beirats Östliche Vorstadt 
vom 12. Dezember 2023, die damalige Zahl der Prostitutionsstätten in der Helenenstraße 
in Zukunft nicht weiter zu erhöhen, umgesetzt wird, sodass die Anzahl der Betriebsstätten 
auf dem Stand von 2023 bleibt? 
 
2. Wie erfolgt die Überprüfung der Situation in und um die Helenenstraße und aller 
Betreiber:innen von Prostitutionsstätten in Bremen, und werden dabei alle 
Kontrollmöglichkeiten durch das Wirtschaftsressort sowie durch das Innenressort 
ausgeschöpft? 
 
3. Wie stellt der Senat aktuell und in Zukunft die Arbeit des Beratungsnetzwerks im Bereich 
der niedrigschwelligen, mehrsprachigen Beratungs- und Hilfsangebote (Beratungsstelle für 
Betroffene von Menschenhandel und Zwangsprostitution, Nitribitt, Beratungsstelle für 
mobile Beschäftigte und Opfer von Arbeitsausbeutung im Land Bremen, Beratungsstelle 
für sexuelle Gesundheit beim Gesundheitsamt) sicher, um Prostituierten in der 
Helenenstraße und in anderen Prostitutionsstätten Schutz zu bieten, Ausbeutungsrisiken 
einzudämmen und Ausstiegsoptionen aufzuzeigen? 
 
Zu Frage 1: 
Nahezu alle Gebäude in der Helenenstraße sind nach dem Prostituiertenschutzgesetz als 
Prostitutionsstätten genehmigt. Eine Prostitutionsstätte kann mehrere Arbeitszimmer und 
somit mehrere Arbeitsplätze für Sexarbeitende umfassen. Derzeit sind 25 
Prostitutionsstätten mit 54 Arbeitszimmern genehmigt. 
Im Falle einer Antragstellung für weitere Prostitutionsstätten oder eines Abweichens vom 
derzeitigen Betriebskonzept (zum Beispiel infolge größerer Umbauarbeiten) müssen auf 
der Grundlage des Baurechts sowie des Prostituiertenschutzgesetzes unter anderem die 
Interessen der antragstellenden Person mit öffentlichen Interessen abgewogen werden. 
Schädliche Umwelteinwirkungen, Gefährdungen der Jugend, unverhältnismäßige 
Belästigungen oder Störungen und sonstige erhebliche Nachteile oder Gefahren fließen in 
diesen Abwägungsprozess ein. Es sind jeweils Einzelfallentscheidungen zu treffen. Die 
Situation um die Helenenstraße und den Ziegenmarkt wird von Teilen der Anwohner:innen 
immer wieder als beeinträchtigend erlebt. Dies wird bei zukünftigen Entscheidungen 
Berücksichtigung finden, mit dem Ziel die Anzahl der Arbeitsplätze nicht zu erhöhen. 
Zu Frage 2: 
Nach den Vorgaben des Prostituiertenschutzgesetzes werden Betreiberinnen und Betreiber 
von Prostitutionsstätten sowie deren Stellvertretungen im Rahmen der Erlaubniserteilung 
sowie spätestens alle drei Jahre auf ihre gewerberechtliche Zuverlässigkeit überprüft.  
Zur laufenden Überwachung der erlaubten Prostitutionsstätten finden außerdem Vor-Ort-
Kontrollen durch die Polizei Bremen und die Senatorin für Wirtschaft, Häfen und 
Transformation statt. Hierbei werden die zur Verfügung stehenden Zutritts-, Einsichts- und 
Auskunftsrechte genutzt, um die Einhaltung von Auflagen und gesetzlichen Bestimmungen 
zu überprüfen. Die Kontrollen erfolgen teils aus konkretem Anlass, im Übrigen aber 
unregelmäßig, tageszeitenunabhängig und unangekündigt. Dabei wird überprüft, ob die 
Prostituierten über gültige Anmeldebescheinigungen verfügen und ob die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an die Betriebsstätten, insbesondere hinsichtlich Sicherheits- und 
Sozialstandards, erfüllt sind. Es erfolgt zudem eine Einsichtnahme in die gesetzlich 
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vorgeschriebenen Betriebsunterlagen. Vor Ort tätige Prostituierte werden zu möglichen 
Problemen, Auffälligkeiten oder Mängeln befragt.  
Zu Frage 3: 
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz fördert die Beratungsstellen 
für Prostituierte Nitribitt (Bremen) und Marie (Bremerhaven). Die Förderung ist 
vorbehaltlich des Haushaltsbeschlusses der Bremischen Bürgerschaft bis Ende 2027 
gesichert. Beide Beratungsstellen machen aufsuchende Sozialarbeit (Streetwork) und 
beraten über ein eigenständig gefördertes Landesprogramm auch spezifisch zum Umstieg 
aus der Prostitution. In Ausbeutungsverdachtsfällen kooperieren sie eng mit der 
Beratungsstelle für Betroffene von Menschenhandel und Zwangsprostitution, die ebenfalls 
von der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz institutionell gefördert 
wird. Auch im Rahmen der Anmeldegespräche und der gesundheitlichen Beratung nach 
dem Prostituiertenschutzgesetz ist eine Aufgabe der Beraterinnen, Anzeichen von 
Menschenhandel zu erkennen und die anmeldende Person auf die Beratungsangebote 
hinzuweisen. Die Beratungsstelle für sexuelle Gesundheit des Gesundheitsamts bietet 
ebenfalls ein niedrigschwelliges, anonymes und kostenloses Beratungs- und Testangebot 
auf sexuell übertragbare Infektionen für Personen an, die in der Sexarbeit tätig sind. 
Insbesondere Personen, die keine Krankenversicherung haben, können in der 
Beratungsstelle untersucht werden. 
Alle Stellen, die in Bremen und Bremerhaven mit Zwangsprostitution befasst sind, 
koordinieren sich im zwei Mal jährlich stattfindenden Runden Tisch Menschenhandel, 
dessen Federführung bei der Beratungsstelle für Betroffene von Menschenhandel und 
Zwangsprostitution liegt.  
Die in der Anfrage genannte Beratungsstelle für mobile Beschäftigte und Opfer von 
Arbeitsausbeutung im Land Bremen (MoBA) berät Menschen, die Opfer von 
Arbeitsausbeutung geworden sind, nicht aber Prostituierte. 
 
 
Anfrage 3: Schließung von Sporthallen aufgrund von Schneelast 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Maike Schaefer, Dr. Emanuel Herold und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Sporthallen werden jedes Jahr im Winter grundsätzlich für wie viele Wochen 
beziehungsweise Monate für den Hallenbetrieb geschlossen, da die Statik der 
Dachkonstruktionen rein rechnerisch statisch nicht für Schneelast ausgerichtet ist? 
 
2. Wie oft und wie lange kam es in den letzten fünf Jahren zu einem solchen Schnee-fall, 
dass die Hallendächer wirklich real vom Einsturz gefährdet gewesen wären? 
 
3. Wie bewertet der Senat ein pragmatisches Vorgehen, dass die betroffenen Sporthallen 
zukünftig nur dann für den Hallenbetrieb geschlossen werden, wenn die Wettervorhersage 
Schneefall voraussagt und auch nur solange geschlossen bleiben, wie auch Schnee liegt? 
 
Zu Frage 1: 
Eine pauschale, jährlich wiederkehrende Schließung von Sporthallen in Bremen auf-grund 
der rechnerischen Auslegung der Dachstatik findet nicht statt. Die Statik der öffentlichen 
Sporthallen entspricht grundsätzlich den geltenden baurechtlichen Vor-schriften. 
Einschränkungen oder die Zeitspanne einer Schließung des Hallenbetriebs einer 
Sporthalle erfolgt ausschließlich anlassbezogen. 
Zu Frage 2: 
In den vergangenen fünf Jahren kam es im Land Bremen vereinzelt zu 
Vorsorgemaßnahmen, die unter anderem witterungsbedingt waren. Im Winter 2025/2026 
kam es in einzelnen Fällen zu temporären Sperrungen von öffentlichen Sporthallen 
aufgrund witterungsbedingter Risiken, insbesondere infolge von Schneelast in 
Zusammenhang mit statischen Untersuchungen. Nachfolgend die betroffenen Sporthallen: 
Bezirkssportanlage (BSA) Burgwall 3-Feld Halle, Burgwall 2 – Nutzer: Sport  
Bezirkssportanlage (BSA) 3-Feld Halle Gröpelingen Lissaerstraße 50 – Nutzer: Sport 
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Bezirkssportanlage (BSA) 3-Feld Halle Blockdiek Mülheimer Straße 5 – Nutzer: Sport 
Allgemeine Berufsbildende Schule (ABS) 1-Feld Halle Obervieland Theodor-Billroth-Str. 5 – 
Nutzer: Schule und Sport.  
Die Sperrung der Halle ABS ist präventiv erfolgt, aufgrund der bekannten Rissbildungen im 
Tragwerk und der erwarteten Wetterereignisse. 
Belastbare Aussagen sind in Zusammenhang mit witterungsbedingtem Schneefall 
ausschließlich anhand der Anzeigen von Schneewaagen möglich. Da die Installation von 
Schneewaagen erst vor dem Winter 2025/26 erfolgte, können aktuell keine Aus-sagen 
getroffen werden.   
Zu Frage 3: 
Grundsätzlich wird bei Sperrungen eine pragmatische Lösung gewählt. Das aktuelle 
Vorgehen mit dem Aufstellen von Schneewaagen stellt eine solche dar. Eine Sperrung 
bleibt so lange aufrecht, bis eine Gefährdung ausgeschlossen werden kann. 
 
 
Anfrage 4: Wie weiter mit dem leerstehenden Polizeigebäude am Sedanplatz? 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Maike Schaefer, Dr. Emanuel Herold und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele öffentliche Nutzungsinteressenten gab es bisher für das leerstehende 
Polizeigebäude am Sedanplatz in Vegesack, nachdem die Polizei in das neue Präsidium 
am Speicherquartier umgezogen ist? 
 
2. Wie gedenkt der Senat mit dem Gebäude weiter zu verfahren, falls es keine öffentliche 
Nachnutzung gibt? 
 
3. Wie bewertet der Senat eine zeitnahe Verkaufsoption der Polizei-Immobilie an private 
Investoren, da das gesamte Umfeld rund um den Sedanplatz derzeit neu geplant, bebaut 
und entwickelt wird und die Fläche des Polizeigebäudes in diese Planungen gut integriert 
werden könnten? 
 
Zu Frage 1: 
Das Gebäude steht nicht in Gänze leer. Der Ordnungsdienst ist in der Liegenschaft 
verblieben. Für die durch die Polizei freigezogenen Flächen wurde eine Weiternutzung 
durch die Polizei für Trainingsmöglichkeiten geprüft. Diese Nutzung wurde allerdings 
verworfen. Darüber hinaus gibt es derzeit keine öffentlichen Nutzungsinteressenten.  
Die Fragen 2 und 3 werden zusammen beantwortet: 
Mit dem Ordnungsdienst befindet sich weiterhin eine öffentliche Nutzung in der 
Liegenschaft. Es ist vorgesehen, dass der Ordnungsdienst in ca. 5 Jahren in das Rathaus 
Blumenthal umzieht. Bis dahin sollen die Flächen des Ordnungsdienstes konsolidiert 
werden, so dass die übrigen Flächen bestmöglich genutzt werden können. Sofern weiterhin 
keine öffentlichen Nutzungsinteressen bestehen, kann übergangsweise auch eine externe 
Vermietung in Betracht gezogen werden. Wie mit dem Gebäude nach Auszug des 
Ordnungsdienstes verfahren wird, hängt von den dann vorhandenen städtischen Bedarfen 
ab. In diesem Zusammenhang werden auch die weiteren möglichen Verwertungsoptionen 
für das Gebäude bewertet. 
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Anfrage 5: Sicherstellung der rechtzeitigen und gleichberechtigten Information von 
Eltern bei Schulausfall 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Franziska Tell, Dr. Emanuel Herold und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Über welche Kommunikationskanäle wurden und werden Eltern bei kurzfristigem 
Schulausfall, beispielsweise aufgrund von Witterung oder Streiks, informiert, und wie wird 
künftig verhindert, dass über verschiedene Kanäle widersprüchliche Informationen 
verbreitet werden? 
 
2. Wie wird sichergestellt, dass Informationen über Schulausfall oder ähnliches zuerst auf 
der offiziellen Behördenseite oder anderen öffentlich zugänglichen Portalen erscheinen, 
noch bevor diese über die sozialen Medien verbreitet werden, damit Betroffene, die keine 
sozialen Medien nutzen, nicht im Nachteil sind? 
 
3. Welche verbindlichen Regelungen oder Standards gibt es zur zeitgleichen oder 
vorrangigen Veröffentlichung von Informationen zum Schulausfall auf offiziellen, 
barrierearmen Kanälen, um eine gleichberechtigte Information aller 
Erziehungsberechtigten zu gewährleisten? 
 
 
Zu Frage 1: 
Bei Unterrichtsbeeinträchtigungen – etwa bei einer Umstellung auf Distanzunterricht 
aufgrund einer Wetterlage – informieren wir Erziehungsberechtigte und Öffentlichkeit über 
abgestimmte Kanäle. Die zentrale Veröffentlichung erfolgt über die Website des Senators 
für Kinder und Bildung. Parallel informieren wir über Instagram mit Verweis auf die 
Webseite. Zeitgleich erhalten die Schulen eine E-Mail, damit sie die organisatorische 
Umsetzung, die Elterninformation und gegebenenfalls eine Notbetreuung veranlassen 
können. Ergänzend folgt nachgelagert eine Pressemitteilung für Medien und Öffentlichkeit. 
Die Schulen informieren zusätzlich über ihre eigenen Verteiler, etwa per Elternbrief oder 
über itslearning. Die Inhalte werden in der mit Führungskräften belegten Arbeitsgruppe 
des Senators für Kinder und Bildung „Extreme Wetterlage“ abgestimmt. Grundlage für 
Entscheidungen ist das offizielle Lagebild der Feuerwehr Bremen, ergänzt durch 
Warnsysteme wie „WarnWetter“ des Deutschen Wetterdienstes und die Warn-App NINA. 
Auch bei kurzfristigen Änderungen – etwa im Zusammenhang mit Streiks – greift dieselbe 
abgestimmte Kommunikationskaskade. Widersprüche vermeiden wir durch einen 
einheitlichen Kerntext und eine klare Veröffentlichungsreihenfolge. Aussagen Dritter, etwa 
in privaten Chatgruppen, liegen außerhalb unseres Einflussbereichs. 
Zu Frage 2: 
Die Sicherstellung erfolgt durch eine standardisierte Veröffentlichungskaskade. Zunächst 
wird in der Arbeitsgruppe Extreme Wetterlage entschieden. Grundlage dafür ist das 
Lagebild der Feuerwehr, an dem sich die Entscheidung orientiert. Anschließend wird die 
Entscheidung auf der offiziellen Website des Senators für Kinder und Bildung 
veröffentlicht, sodass die Information öffentlich zugänglich ist und ohne Nutzung sozialer 
Medien abgerufen werden kann. Zeitgleich werden die Schulen per E-Mail informiert, damit 
die operative Umsetzung unmittelbar erfolgen kann. Unmittelbar danach erfolgt die 
Kommunikation über Instagram sowie ergänzend eine Presseinformation, die wiederum 
die Berichterstattung durch Medien ermöglicht. Damit ist gewährleistet, dass 
Erziehungsberechtigte ohne Social-Media-Nutzung nicht benachteiligt werden. 
Zu Frage 3: 
Für solche Lagen wird nach einem behördlichen Kommunikationsstandard gearbeitet, der 
sich aus den oben beschriebenen Abläufen ergibt. Danach erfolgt die Veröffentlichung 
vorrangig auf der offiziellen Website als führendem Referenzkanal. Es wird insgesamt ein 
einheitlicher Kerntext verwendet, damit die Kommunikation über alle Kanäle hinweg 
konsistent bleibt. Zugleich wird auf eine barrierearme und offene Zugänglichkeit geachtet. 



- 6 - 
 

 
 

Umdruck Fragestunde Stadtbürgerschaft 

Für bildung.bremen.de sind eine Barrierefreiheitsseite sowie eine 
Barrierefreiheitserklärung hinterlegt, auch in Leichter Sprache. Damit wird eine 
gleichberechtigte Information aller Erziehungsberechtigten über offizielle, öffentlich 
zugängliche Kanäle abgesichert; Social-Media-Kanäle und Medienberichterstattung dienen 
ergänzend der Reichweite. 
 
 
Anfrage 6: Stärkung des Mieter:innenschutzes bei der Vermietung von möblierten 
Wohnungen 
Anfrage der Abgeordneten Falk-Constantin Wagner, Mustafa Güngör und Fraktion 
der SPD 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie ist der aktuelle Stand der vom Senat in seiner Antwort auf eine Fragestundenfrage 
der SPD in der Stadtbürgerschaft im August 2025 angekündigten Bemühungen, sich 
gemeinsam mit Hamburg im Bundesrat für einen stärkeren Mieter:innenschutz im Hinblick 
auf möbliertes Wohnen und Kurzzeitvermietungen einzusetzen? 
 
2. Wie bewertet der Senat die Entwicklung des möblierten Wohnens und der 
Kurzzeitvermietung in Bremen, und welche Notwendigkeit sieht er vor diesem Hintergrund 
für einen stärkeren Mieter:innenschutz? 
 
3. Wie beurteilt der Senat in diesem Zusammenhang die Stellungnahme der 
Bundesregierung zu dem entsprechenden Beschluss des Bundesrates sowie die 
Ankündigung der Bundesregierung, einen eigenen Gesetzentwurf zu diesem 
Themenkomplex vorzulegen? 
 
Zu Frage 1: 
Der Bundesrat hat in seiner 1059. Sitzung am 21. November 2025 beschlossen, den 
Gesetzentwurf zur Stärkung des Mieterschutzes bei der Vermietung von möbliertem 
Wohnraum und bei der Kurzzeitvermietung von Wohnraum in Gebieten mit einem 
angespannten Wohnungsmarkt beim Deutschen Bundestag einzubringen. Das 
Bundesministerium für Justiz hat zwischenzeitlich den Referentenentwurf vorgelegt. Dieser 
greift die Regelungslücken bei möblierten Wohnungen und kurzzeitigen Vermietungen auf: 
In beiden Bereichen gibt es Rechtsunsicherheiten bezüglich der Wirkung der 
Mietpreisbremse. 
Zu Frage 2: 
Der Mietwohnungsmarkt in Deutschland ist vielerorts weiterhin sehr angespannt. Gerade in 
Ballungszentren steigen die Mieten weiter stark an. Die Angebotsmieten in den 14 größten 
deutschen Städten haben sich in der Zeit von 2010 bis 2024 durchschnittlich verdoppelt. 
Allein in der Zeit von 2022 bis 2024 sind sie um über 20 Prozent gestiegen. Ein 
Rekordniveau hat außerdem der Anteil befristeter und möblierter Mietangebote erreicht. 
Auch das trägt dazu bei, dass es in Städten immer schwieriger wird, bezahlbaren 
Wohnraum zu finden. Dieser Trend der Vermietung möblierter Wohnungen 
beziehungsweise der Kurzzeitvermietung ist derzeit in Bremen noch nicht in dem Maße 
vollzogen wie in anderen Städten. Er ist aber, da es bei möblierten Wohnungen und 
kurzzeitigen Vermietungen Rechtsunsicherheiten über den Anwendungsbereich der 
Mietpreisbremse gibt, ein wichtiger Faktor und kann sich auch in Bremen negativ auf den 
Mietmarkt auswirken. 
Zu Frage 3: 
Die Stellungnahme der Bundesregierung, Entwurf vom 22. Dezember 2025, zum 
Gesetzesentwurf des Bundesrates bestätigt vollumfänglich die beiden zentralen Anliegen 
des Bundesrates auf Antrag der Länder Hamburg und Bremen zur Regulierung von 
Möblierungszuschlägen und von Kurzzeit-Mietverhältnissen in Gebieten mit einem 
angespannten Wohnungsmarkt. Das Bundesministerium für Justiz hat zu diesen 
Regulierungsbedarfen aktuell einen Referentenentwurf veröffentlicht. Nach diesem Entwurf 
wird die Wirkung der Mietpreisbremse auf möblierte Wohnräume eindeutig geregelt sowie 
die Dauer von Kurzzeitvermietungen auf sechs Monate begrenzt. Außerdem enthält er 
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weitere mietrechtliche Themen zum Mieter:innenschutz, die der Senat ebenfalls 
grundsätzlich begrüßt, unter anderem zu Indexmieten. Es ist jetzt die Beratung im 
Bundestag abzuwarten. 
 
 
Anfrage 7: Welche Erfahrungen konnten bislang mit der Umsetzung des „Bauturbos“ 
gemacht werden? 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche konkreten organisatorischen, personellen und verfahrensrechtlichen Maßnahmen 
sind bislang in Bremen getroffen worden, um die seit dem Inkrafttreten der Änderung des 
Baugesetzbuches im Oktober 2025 (sogenannter Bauturbo) möglichen Spielräume im 
Baugenehmigungsverfahren in der Stadt Bremen umzusetzen und zu nutzen? 
 
2. Bei welchen konkreten Bauvorhaben wurde die Anwendung des Bauturbos geprüft und 
befinden sich in Vorbereitung oder Umsetzung, und bei welchen Vorhaben wurde die 
Anwendung geprüft aber verworfen? (Sofern es sich um eine größere Anzahl von 
Anwendungen handelt, bitte die fünf größten Bauprojekte auflisten und genauer 
ausführen.) 
 
3. Welche Erfahrungen konnten bislang aus der Umsetzung des Bauturbos gemacht 
werden, und was bedeutet dies für die weitere Anwendung auf andere Bauprojekte? 
 
Zu Frage 1: 
Der sogenannte Bau-Turbo bietet gegenüber den bisherigen Regelungen zusätzliche 
Abweichungs- und Befreiungsmöglichkeiten vom bestehenden Planungsrecht für Vorhaben 
des Wohnungsbaus. Da diese Abweichungsmöglichkeiten erheblich in die kommunale 
Planungshoheit eingreifen, ist die Voraussetzung für deren Anwendung die Zustimmung 
der Gemeinde nach Paragraf 36a Baugesetzbuch. Hierbei handelt es sich ebenfalls um 
eine neue Regelung des Baugesetzbuches. Die Gemeinde kann demnach die Zustimmung 
erteilen, wenn das Vorhaben mit ihren Vorstellungen von der städtebaulichen Entwicklung 
und Ordnung vereinbar ist. 
In einem ersten Schritt musste zunächst definiert werden, wer in Bremen „die Gemeinde“ 
im Sinne des Paragrafen 36a Baugesetzbuch ist. Dafür wurde ein Ortsgesetz erarbeitet, 
welches der Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung die Zuständigkeit für die 
Erteilung der Zustimmung der Gemeinde überträgt. Die Stadtbürgerschaft hat das 
Ortsgesetz am 27. Januar 2026 beschlossen und das Ortsgesetz wurde bereits am 
3. Februar 2026 ausgefertigt. Die Verkündung im Bremischen Gesetzblatt wird ebenfalls 
noch im Februar dieses Jahres erfolgen. 
In einem zweiten Schritt wurden von der Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung 
städtebauliche Leitlinien entwickelt. Diese geben einen Orientierungsrahmen bei der 
Bewertung der Frage, wann ein Vorhaben mit den Vorstellungen der Gemeinde von der 
städtebaulichen Entwicklung und Ordnung vereinbar ist. Diese Leitlinien werden in der 
Sitzung am 5. März 2026 der städtischen Deputation für Mobilität, Bau und 
Stadtentwicklung im Rahmen eines Berichts der Verwaltung behandelt.  
Entsprechende Anträge auf Grundlage des Bau-Turbo werden innerhalb der vorhandenen 
Organisationsstrukturen mit dem vorhandenen Personal bearbeitet. Dabei werden parallel 
zum laufenden Geschäft die neuen verfahrensrechtlichen Anforderungen, die durch den 
Bau-Turbo entstanden sind, bewertet und entsprechende notwendige Anpassungen 
umgesetzt.  
Zu Frage 2: 
Es werden aktuell diverse Vorhaben im Rahmen von Beratungen und Vorklärungen 
bearbeitet. Teilweise müssen jedoch seitens der Vorhabenträgerinnen und Vorhabenträger 
zunächst die fachlichen Grundlagen geschaffen werden, damit durch die Senatorin für Bau, 
Mobilität und Stadtentwicklung die Zustimmung der Gemeinde erteilt werden kann, 
beispielsweise durch Fachgutachten und Vorbereitung städtebaulicher Verträge. Konkret 
beschieden wurde auf Grundlage des Bau-Turbos bisher ein Wohnbauvorhaben, der 
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Wasserturm auf dem Stadtwerder. Ablehnungen wurden bisher nicht erteilt, jedoch erste 
Vorhaben identifiziert, bei denen die rechtlichen Voraussetzungen für die Anwendung nicht 
gegeben sind. 
Zu Frage 3: 
Aufgrund der bisher geringen Erfahrungen mit entsprechenden Anträgen, können hieraus 
noch keine Rückschlüsse für die weitere Bearbeitung gezogen werden. Das Bauressort 
tauscht sich mit anderen Kommunen und Ländern sowie dem Bund dazu aus. So können 
Anwendungserfahrungen außerhalb Bremens hier ebenfalls Berücksichtigung in der 
praktischen Arbeit finden. 
 
 
Anfrage 8: Toilettenversorgung Innenstadt – öffentliche Toilette in der Markthalle 
Acht vor dem Aus? 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Trifft es zu, dass der Senat den Vertrag (beziehungsweise die vertragliche Vereinbarung) 
über die Zurverfügungstellung der öffentlichen, barrierefreien Toilette in der Markthalle 
Acht am Domshof (Domshof 8 bis 12) mit dem Betreiber kündigt beziehungsweise bereits 
gekündigt hat und falls ja: aus welchen konkreten Gründen, mit welcher Kündigungsfrist 
und zu welchem Wirksamkeitsdatum? 
 
2. Welche Auswirkungen erwartet der Senat für die Toilettenversorgung der Innenstadt, 
und welche Übergangs- beziehungsweise Ersatzlösungen sind vorgesehen? 
 
3. Welche Gesamtkosten sind Bremen seit Abschluss der Vereinbarung zur öffentlichen 
(barrierefreien) Toilette am Standort Domshof/Markthalle Acht entstanden, und welche 
voraussichtlichen Kosten erwartet der Senat im Vergleich dazu bei einer Ersatzlösung? 
 
Zu Frage 1: 
Der Vertrag wurde im April 2025 zum nächstmöglichen Termin gekündigt und die 
Kündigung ist seit dem 31. August 2025 in Kraft. Grund der Kündigung sind wiederholte 
und anhaltende Unstimmigkeiten in der Betriebskostenabrechnung zum Nachteil der Stadt. 
Es fehlt eine transparente Abgrenzung zwischen den Nutzer:innen der Gastronomie in der 
Markthalle Acht und den öffentlichen Toilettenbesucher:innen. Der Betreiber hat eine 
Bezahlschranke eingeführt, ohne mit der Stadt Rücksprache zu halten und die 
Einnahmenabrechnung bzw. Gegenrechnung ist intransparent. 
Zu Frage 2: 
Die Auswirkungen sind gering, da die Anlage weiter besteht und uneingeschränkt nutzbar 
ist. Lediglich die Öffnungszeiten vor 11:00 Uhr und an Sonn- und Montagen entfallen. Als 
Alternative ist übergangsweise eine Anlage in der 2. Etage des ehemaligen Galeria Kaufhof 
Gebäudes und ab 2027 eine von der Die Bremer Stadtreinigung betriebene, öffentlich 
zugängliche Anlage in der Obernstraße nutzbar.  
Zu Frage 3: 
Die Kostenbeteiligung belief sich auf rund 50.000 EUR jährlich seit 2015 für die 
Toilettenanlage in der Markthalle Acht. Für die provisorische Sanitärcontaineranlage auf 
dem Hanseatenhof wurden von 2021 bis 2025 rund 190.000 EUR jährlich verausgabt. 
Beide Anlagen werden seit dem 1. November 2025 durch die Toilettenanlage im 
ehemaligen Galeria Kaufhof Gebäude ersetzt. Die geschätzten Kosten hierfür belaufen sich 
auf ca. 120.000 EUR jährlich. Somit können im Jahr 2026 insgesamt 120.000 EUR 
eingespart werden, die im Haushaltsentwurf 2026 nicht mehr berücksichtigt wurden. Ab 
2027 wird die feste WC-Anlage in der Obernstraße alle provisorischen Anlagen ablösen. 
Die jährlichen Kosten werden circa 150.000 EUR betragen. 
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Anfrage 9: Wie inklusiv sind die Bremer Sportangebote? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat das inklusive breiten- und leistungssportliche Angebot in Bremer 
Vereinen für Menschen mit Beeinträchtigung – dabei auch mit geistiger und mehrfacher 
Behinderung – und welche Unterstützung erhalten Vereine, ihre Sportangebote inklusiv zu 
gestalten? 
 
2. Wie barrierefrei sind die Bremer Sportstätten nach Kenntnis des Senats und inwiefern 
werden Barrieren dokumentiert und veröffentlicht? 
 
3. Wie können aus Sicht des Senats Fortschritte für den inklusiven Sport erzielt werden, 
und welcher Austausch besteht dazu mit welchen Akteuren? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat bewertet die Entwicklung der Inklusion im Sport in Bremen sehr positiv. Die 
Ausgestaltung der Sportangebote unterliegt zwar der Autonomie des organisierten Sports 
und seiner Gliederungen, der Senat ist jedoch im regelmäßigen Austausch mit 
unterschiedlichen Institutionen des organisierten Sports dazu.  
Unterstützung wird vor allem durch Kompetenzen im organisierten Sport geleistet. Für die 
Förderung des Behindertensports sind im Haushaltsjahr 2026 rd. 45.000 € angesetzt. Für 
das Haushaltsjahr 2027 ist ein Aufwuchs auf 75.000 € geplant. 
Der Senat beobachtet, dass die Sportvereine in Bremen zunehmend bemüht sind, 
Angebote für Sportlerinnen und Sportler mit geistiger oder körperlicher Beeinträchtigung 
attraktiver zu gestalten und dass dabei relevante Fortschritte erzielt wurden.  
Zu Frage 2: 
Ein Großteil der Sportstätten im Lande Bremen stammt aus den 1950er bis 1980er Jahre. 
Aber auch Vorkriegsbauten sind noch Bestandteil des Sportgebäude-Portfolios. Die 
barrierefreie Gestaltung erfolgt sukzessive im Rahmen der Umsetzung laufender 
Bauprogramme. Sie ist zudem grundsätzlich Bestandteil bei einer Gesamtsanierung. 
Durch das Informationsangebot barrierefrei.bremen.de unter Federführung der 
Wirtschaftsförderung Bremen werden in Zusammenarbeit mit der Senatorin für Inneres 
und Sport Informationen zu Barrieren und Barrierefreiheit auf Sportanlagen gesammelt 
und aufbereitet dargestellt. 
Zu Frage 3: 
Fortschritte wurden in der Vergangenheit durch Aufklärung und Sensibilisierung sowie 
durch die Vernetzung beteiligter Akteure im Sport und aus der Alltagsgestaltung von 
Menschen mit geistiger und körperlicher Behinderung (z.B. in Wohnheimen, Werkstätten, 
Schulen) erreicht. Die starke Zusammenarbeit aus der Mitte der Gesellschaft hat sich als 
sehr erfolgreich erwiesen und wird weiter fortgesetzt. 
Unter Federführung des Landessportbundes finden seit 2025 quartalsweise Sitzungen des 
„Ausschuss Inklusion“ statt, bei dem für den Senat die Senatorin für Inneres und Sport 
vertreten ist. Die letzte Sitzung erfolgte am 5. Februar 2026. 
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Anfrage 10: Gefährdungsanzeigen in den Kliniken der Gesundheit Nord 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Gefährdungsanzeigen wurden in den Kliniken der Gesundheit Nord in den 
vergangenen drei Jahren jeweils jährlich gestellt? 
 
2. Welche Mängel waren Gegenstand der Gefährdungsanzeigen, und was wurde gefordert? 
 
3. Welche Maßnahmen wurden eingeleitet, und konnten die Mängel dadurch 
beseitigt/minimiert werden? 
 
Zu Frage 1: 
In der Gesundheit Nord werden Gefährdungsanzeigen nicht zentral erfasst. Sie werden 
dezentral in den jeweiligen Standorten bearbeitet und dienen der unmittelbaren internen 
Gefahrenabwehr und Qualitätsverbesserung.  
Im Rahmen der aktuellen Vorkommnisse am Institut für Pathologie am Klinikum Bremen 
Mitte wurden die Gefährdungsanzeigen rückwirkend zwar manuell für den abgegrenzten 
Bereich als Bestandteil der Aufarbeitung ausgewertet. Eine rückwirkende manuelle 
Erhebung aller Gefährdungsanzeigen der letzten drei Jahre für die vier Kliniken der 
Gesundheit Nord war in der Kürze der Zeit jedoch nicht möglich. 
Zu Frage 2: 
Da eine manuelle Erhebung aller Gefährdungsanzeigen, wie in der vorherigen Frage 
dargestellt, nicht möglich war, können auch die einzelnen Mängel nicht im Detail 
dargestellt werden. Rückmeldungen der jeweiligen Krankenhausdirektionen der Kliniken 
der Gesundheit Nord haben jedoch bestätigt, dass sich die Gefährdungsanzeigen in den 
vier Kliniken nahezu ausschließlich auf eine zu hohe Arbeitsbelastung beziehen. 
Verursacht wurde diese meistens durch krankheitsbedingte oder anderweitige kurzfristige 
Personalausfälle und die gleichzeitige Betreuung von zu vielen pflegeaufwändigen 
Patientinnen und Patienten.  
In diesen Fällen wurde gefordert, zusätzliches Personal in den jeweiligen Schichten zur 
Verfügung zu stellen oder das Leistungsgeschehen an die personellen Kapazitäten 
anzupassen.  
Zu Frage 3: 
Da Gefährdungsanzeigen ein instrumentelles Frühwarnsystem darstellen, die insbesondere 
kurzfristige Personalausfälle und Überlastungen offenlegen, werden sie jeweils umgehend 
zuständigkeitshalber auf Ebene der verantwortlichen Führungskräfte geprüft und 
bearbeitet. Es werden sofortige Maßnahmen eingeleitet, um die personellen Engpässe zu 
beheben. Typische Abhilfemaßnahmen sind etwa der Einsatz des internen 
Springerpersonal-Pools, Anfragen auf Partnerstationen und in anderen Häusern der 
Gesundheit Nord, sowie der Einsatz von Leiharbeit. Sollte eine personelle Kompensation 
nicht möglich sein, wird gemeinsam mit dem ärztlichen Dienst besprochen, wie die 
Schichten sicher gestaltet werden können. Zur Gegensteuerung der gemeldeten 
Gefährdungen werden dann ergänzend kurzfristige organisatorische Maßnahmen 
eingeleitet. Diese sind zum Beispiel das Anpassen von Dienstplänen, die Umverteilung von 
Aufgaben oder die temporäre Einschränkung der Behandlungskapazitäten. Neben einer 
Entlastung des vorhandenen Personals stellt die Gesundheit Nord dadurch auch sicher, 
dass die gesetzlich vorgegebenen Pflegepersonaluntergrenzen kontinuierlich eingehalten 
werden.  
Die eingeleiteten Maßnahmen reduzieren die subjektiv empfundene Belastung einzelner 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen jedoch nicht immer vollständig, da beispielsweise der 
kurzfristige Einsatz von Leiharbeit aufgrund von wiederholten Einarbeitungsprozessen nur 
bedingt als direkt wirkende Entlastung wahrgenommen wird. 
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Anfrage 11: Wie attraktiv ist die Eissporthalle „Paradice“? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Auf welchem Attraktivitätsniveau befindet sich die Eissporthalle „Paradice“ nach 
Einschätzung des Senats, und wie wird die Einschätzung begründet? 
 
2. Mit welchen Maßnahmen, wie beispielsweise eine Erweiterung der Öffnungszeiten, 
könnte die Attraktivität gesteigert werden? 
 
3. Wie hoch ist der Sanierungsstau der Eissporthalle nach Gewerken, und welcher Anteil 
zur Sanierung der Bremer Bäder steht für das Objekt zur Verfügung? 
 
Zu Frage 1: 
Nach Einschätzung des Senats ist die Eissporthalle „Paradice“ ein attraktiver und stark 
nachgefragter Standort der Bremer Bäder GmbH. Dies zeigt sich insbesondere an der 
stabil hohen Nutzung mit rund 115.000 Besucherinnen und Besuchern pro Jahr. Zudem ist 
das Paradice der einzige Ort in Bremen, an dem Sportarten wie Eishockey von Vereinen 
und Schulen ausgeübt werden können. 
Die Eissporthalle wird mit der Fertigstellung des Westbades weiter aufgewertet, unter 
anderem durch verbesserte Erschließung, moderne Kassensysteme und aufgewertete 
Außenflächen. 
Zu Frage 2: 
Zur weiteren Steigerung der Attraktivität werden derzeit verschiedene betriebliche 
Maßnahmen geprüft. Dazu zählen insbesondere auch zusätzliche oder angepasste 
Öffnungszeiten in stark nachgefragten Zeitfenstern sowie eine Nutzung der Hallen 
außerhalb der klassischen Eissaison, etwa für Veranstaltungen oder alternative 
Nutzungsformate. 
Zu Frage 3: 
Für das Paradice besteht ein fortlaufender Sanierungs- und Modernisierungsbedarf, wie er 
bei einem Gebäude dieser Altersklasse üblich ist.  
Die neue Fassade wurde im Zusammenhang mit dem Neubau des Westbades aus Mitteln 
der Städtebauförderung finanziert. Die energetischen Maßnahmen, insbesondere die 
Erneuerung der Kältetechnik in den Jahren 2024 und 2025, erfolgen im Rahmen eines 
Contracting-Modells mit der swb. 
Weitere Maßnahmen am Gebäude werden laufend im Rahmen der regulären 
Instandhaltung durch die Bremer Bäder GmbH umgesetzt. Diese erfolgen aus den dafür 
vorgesehenen Instandhaltungsbudgets. 
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Anfrage 12: Erfrierungsschutz und Winterregelung für obdachlose Menschen 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion Die Linke 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Besteht die Winterregelung fort, und welche Angebote stehen derzeit in diesem Rahmen 
zum Erfrierungsschutz tagsüber und nachts für obdachlose Menschen zur Verfügung (bitte 
auch Öffnungszeiten und Zielgruppe angeben)? 
 
2. Welche zielgruppenspezifischen Tages- und Nachtangebote, zum Beispiel für 
obdachlose Frauen oder Obdachlose mit Hunden, existieren aktuell im Rahmen der 
Winterregelung? 
 
3. Wie bewertet der Senat die Öffnung des ÖPNVs für wohnungslose Menschen bei 
gefährlichen Außentemperaturen zum Erfrierungsschutz und kostenlosen Transport in 
Notunterkünfte? 
 
Zu Frage 1: 
Die Unterbringung von wohnungslosen Menschen leitet sich aus dem Ordnungsrecht ab 
und ist Teil der Gefahrenabwehr. Zusätzlich zum „Dach über dem Kopf“ stellt die 
Stadtgemeinde Bremen in der Regel weitere sozialrechtlich begründete Hilfen zur 
Verfügung. Die ordnungsrechtliche Unterbringung greift nur, wenn eine Selbsthilfe nicht 
möglich ist bzw. unmittelbare Gefahr für Leib und Leben gegeben ist. In der 
Stadtgemeinde Bremen wird grundsätzlich allen Bürger:innen, die von Wohnungslosigkeit 
betroffen sind und die rechtliche Leistungsansprüche haben, bei Bedarf eine Unterkunft 
angeboten. Alle Unterkünfte sind – nach Zuweisung – 24 Stunden zugänglich. 
Für wohnungslose Personen ohne Leistungsansprüche gilt die sog. Kälteregelung, die als 
Erfrierungsschutz eingerichtet wurde. Eine trägergeführte Notunterkunft mit bis zu 100 
Plätzen steht für die Aufnahme zur Verfügung. Die Zimmer können rund um die Uhr 
genutzt werden. Der Betrieb ist für den Zeitraum der kalten Jahreszeit geplant. Die 
konkrete Dauer richtet sich nach der Witterung. 
Zusätzlich wurde in diesem Winter erstmals im Rahmen der Kälteregelung auch der 
Regenerationsort (RegO) v.a. für Crackkonsument:innen nachts in der Zeit von 22 Uhr bis 6 
Uhr geöffnet. Hintergrund ist, dass diese Zielgruppe durch die herkömmlichen 
Notübernachtungsstellen nicht erreicht wird und zudem die Plätze in den Notunterkünften 
für drogenkonsumierende Personen knapp sind. 
Zusätzlich gibt es zahlreiche Angebote für den Tagesaufenthalt, die teils von der 
Stadtgemeinde Bremen finanziert und teils ehrenamtlich umgesetzt werden. Der Zugang 
zu diesen Angeboten setzt keine gesetzliche Leistungsberechtigung voraus. 
Zu Frage 2: 
Im Rahmen der Kälteregelung werden zielgruppenspezifische Bedarfe auch von nicht 
leistungsberechtigten Personen berücksichtigt. 
Für Frauen steht in der Kälteregelung der Friedrich-Rauers-Straße ein separater Flur zur 
Verfügung, um ihrem besonderen Schutz- und Sicherheitsbedürfnis Rechnung zu tragen. 
Menschen mit Suchtmittelabhängigkeit, insbesondere Crackkonsument:innen, darunter 
zahlreiche Personen ohne Leistungsansprüche – können die Nachtöffnung des RegO in 
Anspruch nehmen. 
Spezifische Angebote für obdachlose Menschen mit Hund bestehen derzeit nicht. 
Zu Frage 3: 
Der Senat ist sich der besonderen Vulnerabilität wohnungsloser Menschen bewusst, 
insbesondere bei extremen Witterungsverhältnissen. Als Teil ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung stellt die BSAG daher jährlich einen Wärmebus bereit. Die Abstimmung und 
Zusammenarbeit mit den Trägerorganisationen haben in der Vergangenheit sehr gut 
funktioniert. Wie in den Vorjahren besteht seitens der BSAG die große Bereitschaft, ihr 
Engagement über zusätzlich zur Verfügung gestellte Fahrzeuge auszuweiten.  
Gleichzeitig stehen der existenziellen Notsituation der wohnungslosen Menschen die 
betrieblichen Rahmenbedingungen eines Verkehrsunternehmens gegenüber. In der 
täglichen Praxis ergeben sich dabei vielfältige Belastungen: Sie reichen von zusätzlichen 
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Herausforderungen für das Fahrpersonal an Endhaltestellen über einen deutlich erhöhten 
Reinigungsaufwand bis hin zu Beeinträchtigungen der Aufenthaltsqualität und des 
Sicherheitsempfindens der Fahrgäste, was sich zuletzt auch in einer Zunahme von 
Kundenbeschwerden gezeigt hat. Die aktuelle Mitnahmeregelung und das Aussetzen des 
„Aufwärmen für Obdachlose“ ist das Ergebnis einer notwendigen Abwägung dieser 
unterschiedlichen Interessen und der entsprechenden Abstimmung mit den betreffenden 
Trägerorganisationen im vorletzten Jahr. 
 
 
Anfrage 13: Fahrzeitmessungen bei der BSAG für verlässliche Fahrpläne 
Anfrage der Abgeordneten Tim Sültenfuß, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion Die Linke 
vom 21. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wann wurden jeweils die letzten Fahrzeitmessungen im Liniennetz der BSAG 
vorgenommen? (Bitte getrennt nach Linien aufschlüsseln.) 
 
2. Wann sind die nächsten Fahrzeitmessungen geplant? (Bitte getrennt nach Linien 
aufschlüsseln.) 
 
3. Inwiefern werden die Ergebnisse der Messungen, auch unter Einbeziehung von Faktoren 
wie unterschiedliche Tageszeiten, Verkehrsaufkommen, Wetterverhältnisse oder 
ähnlichem, zur Aktualisierung der Fahrpläne im Sinne einer Steigerung der Verlässlichkeit 
des ÖPNV genutzt? 
 
Zu Frage 1: 
Eine Fahrzeitmessung für das Gesamtnetz der Bremer Straßenbahn AG wurde zuletzt im 
Jahr 2019 vorgenommen. Netzweite Fahrzeitmessungen waren in den Jahren 2020 bis 
2023 aus unterschiedlichen Gründen nicht sinnvoll durchzuführen. Seit dem Jahr 2024 
liefern Fahrzeitmessungen aufgrund des stabilisierten Nachfrageaufkommens wieder 
validere Daten. Daher wurden Fahrzeitmessungen seit Ende 2024 wieder vorangetrieben.  
Zu Frage 2: 
Eine Überprüfung der Fahrzeiten ausgewählter Linien im Stadtgebiet Bremen ist im Laufe 
des Jahres 2026 vorgesehen; die konkrete Auswahl der Linien steht derzeit noch nicht 
fest. 
Zu Frage 3: 
Die Messungen werden grundsätzlich über den gesamten Tagesverlauf vorgenommen, um 
variierendes Fahrgastaufkommen sowie die unterschiedlichen Verkehrsverhältnisse 
abzubilden. Ziel ist es, tageszeitlich passgenauere Fahrzeiten zu ermitteln und damit die 
Pünktlichkeit und Verlässlichkeit der Linien der Bremer Straßenbahn AG zu erhöhen. 
 
  



- 14 - 
 

 
 

Umdruck Fragestunde Stadtbürgerschaft 

Anfrage 14: Stand der Kita-Anmeldungen für das Kita-Jahr 2026/2027 
Anfrage der Abgeordneten Miriam Strunge, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion Die Linke 
vom 22. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Kinder wurden über das Kita-Portal im Januar für das Kita-Jahr 2026/2027 
angemeldet, und wie viele freie Plätze gibt es aktuell im Krippen- und im 
Elementarbereich? 
 
2. Gibt es nach aktuellem Stand Stadtteile, in denen besonders viele freie Krippen- oder 
Elementarplätze zur Verfügung stehen? 
 
3. Wie sind die Anmeldezahlen im Krippen- und Elementarbereich im Februar 2026 im 
Vergleich zu den Anmeldezahlen im Februar der letzten drei Jahren zu bewerten, und gibt 
es einen neuen Trend? 
 
Zu Frage 1: 
Im Januar 2026 wurden über das Kita-Portal für das Kitajahr 2026/27 insgesamt 5.428 
Kinder neu angemeldet. 
Zum Stichtag 3. Februar 2026 sind gemäß der im Kita-Planer hinterlegten Daten 
insgesamt 655 freie Plätze im Krippenbereich sowie 547 freie Plätze im Elementarbereich 
verzeichnet. 
Hierbei handelt es sich um einen Zwischenstand zum Ende der Hauptanmeldephase. Bis 
zum Beginn des neuen Kindergartenjahres werden erfahrungsgemäß noch weitere 
Anmeldungen zu verzeichnen sein. 
Zu Frage 2: 
Insbesondere in den Stadtteilen Horn-Lehe, Mitte und Neustadt stehen derzeit noch freie 
Krippenplätze in größerer Anzahl zur Verfügung. Nach aktuellem Stand liegen die noch 
nicht belegten Kapazitäten hier zwischen 62 und 83 Plätzen. Hierbei ist anzumerken, dass 
es sich um Stadtteile handelt, die über die innerstädtische Lage bzw. über die Verortung 
der Universität traditionell besonders viele arbeitsplatz- bzw. studienortnahe Anwahlen zu 
verzeichnen haben. 
Im Elementarbereich weisen Burglesum mit aktuell noch 117 freien Plätzen, Hemelingen 
mit 72 freien Plätzen sowie Vegesack mit 51 freien Plätzen die größten noch zur Verfügung 
stehenden Kontingente auf. 
Zu Frage 3: 
Die aktuellen Anmeldezahlen mit Stand vom 3. Februar 2026 liegen unter den Werten der 
Vorjahre. Dies entspricht dem aus der vom Statistischen Landesamt im Oktober 2025 
vorgelegten Vorausberechnung der Bevölkerungsentwicklung. 
Für das kommende Kindergartenjahr wurden bislang 5.828 Neuverträge abgeschlossen. 
Davon entfielen 2.867 auf Kinder unter drei Jahren und 2.961 auf Kinder über drei Jahre. 
Diese Zahlen liegen im Krippenbereich um rund 500 und im Elementarbereich um rund 
750 Kinder niedriger als im Vorjahr. 
Parallel dazu ist die Zahl der betreuten Kinder mit bestehendem Vertrag stabil geblieben 
bzw. leicht gestiegen: 
Für die kommenden Jahre ist gemäß Bevölkerungsvorausberechnung mit steigenden 
Kinderzahlen im Krippenbereich zu rechnen, während die Anzahl der Kinder im 
Elementaralter zunächst noch rückläufig ausfällt. 
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Anfrage 15: Immer wieder defekte Hublifte bei der BSAG? 
Anfrage der Abgeordneten Tim Sültenfuß, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion Die Linke 
vom 28. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Bei wie vielen Straßenbahnen der BSAG war jeweils zum ersten Wochentag aller Wochen 
im Dezember 2025 der Hublift defekt? 
 
2. Wie groß war der Anteil der Betriebskilometer von Straßenbahnen mit defektem Hublift 
an den gesamten Betriebskilometern aller Straßenbahnen im Dezember 2025? 
 
3. Welche rechtlichen Schritte wurden seitens der BSAG unternommen, um den Hersteller 
Siemens Mobility zur Beseitigung der fortlaufend hohen Zahl an defekten Hubliften in die 
Pflicht zu nehmen? 
 
Zu Frage 1: 
Bei der Bremer Straßenbahn AG wird keine systematische Übersicht darüber geführt, wie 
viele im Fahrbetrieb eingesetzte Fahrzeuge zu einem bestimmten Zeitpunkt eine 
Fehlermeldung aufweisen. Eine Aufschlüsselung der Anzahl der Fehlermeldungen zu 
Funktionseinschränkungen der Hublifte nach Kalenderwochen ist jedoch möglich. Für die 
Kalenderwochen 49 bis 52 sind im Zeitraum der jeweiligen gesamten Kalenderwoche, 11, 
20, 9 und 8 Fehlermeldungen aufgetreten.  
Sämtliche Fehlermeldungen befinden sich im Status „erledigt“, sie wurden nach 
entsprechender Überprüfung durch die Instandhaltung der Bremer Straßenbahn AG 
abgestellt. 
Zu Frage 2: 
Das bestehende Betriebsleitsystem Intermodal Transport Control System ermöglicht keine 
entsprechende Auswertung. 
Zu Frage 3: 
Die Ursachen für die aufgetretenen Störungen an den Hubliften sind vielfältig. Neben 
technischen Faktoren können auch sachfremde Nutzungen durch Fahrgäste sowie eine 
erhöhte Verschmutzung, beispielsweise durch Streugut in den Wintermonaten, zu 
Funktionseinschränkungen führen. Seitens der Bremer Straßenbahn AG werden die 
bestehenden vertraglichen und rechtlichen Möglichkeiten gegenüber dem Hersteller 
Siemens Mobility fortlaufend geprüft und bei Mängeln im Sinne der Gewährleistung dem 
Hersteller in Rechnung gestellt. 
 
 
Anfrage 16: Reisedokumente aus Weyhe für Bremer Bürger? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Theresa Gröninger, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 28. Januar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwieweit trifft es zu, dass Bremen eine „Ermächtigung durch die 
Hauptwohnsitzgemeinde“ für die Gemeinde Weyhe bewilligt hat, damit dort für 
Bremerinnen und Bremer Dokumente ausgestellt werden können? 
 
2. Wer hat dies wann entschieden, nach welchen Kriterien, und wie wird sichergestellt, dass 
das Verfahren rechtmäßig und einheitlich gehandhabt wird? 
 
3. Wie viele Bremerinnen und Bremer haben seit dem 1. Januar 2025 Reisedokumente 
außerhalb Bremens (insbesondere in Weyhe) beantragt beziehungsweise erhalten, welche 
Mehrkosten (Gebühren/Verwaltungsaufwand) entstehen dadurch, und welche Maßnahmen 
ergreift der Senat, um die Wartezeiten in Bremen so zu verbessern, dass Bürgerinnen und 
Bürger nicht auf andere Kommunen ausweichen müssen? 
 



- 16 - 
 

 
 

Umdruck Fragestunde Stadtbürgerschaft 

 
Zu Frage 1: 
Eine generelle Ermächtigung wurde nicht erteilt; eine solche wäre auch nicht zulässig.  
Zu Frage 2: 
Grundsätzlich muss nach § 19 Absatz 4 Satz 1 des Passgesetzes ein Antrag auf Ausstellung 
eines Passes auch von einer örtlich nicht zuständigen Passbehörde bearbeitet werden, 
wenn ein wichtiger Grund dargelegt wird. Nach Satz 2 der Vorschrift darf ein Pass aber nur 
mit einer Einzelermächtigung der örtlich zuständigen Passbehörde ausgestellt werden.  
Nach der einschlägigen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des 
Passgesetzes, die auch auf Personalausweise anzuwenden ist, hat die zuständige 
Passbehörde eine beantragte Ermächtigung zu erteilen, soweit nicht aus den vorhandenen 
Pass-, Personalausweis- oder Melderegistern ersichtlich ist, dass der Antragsteller nicht im 
Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit ist oder ein Versagungsgrund nach § 7 Absatz 1 
PassG vorliegt. Die Verantwortung für das Tätigwerden in Unzuständigkeit (Prüfung des 
Vorliegens eines wichtigen Grundes) und für die Passerteilung (Prüfung der 
Staatsangehörigkeit, Identität, etc.) trägt die ermächtigte Behörde. Ein wichtiger Grund ist 
regelmäßig nicht gegeben, wenn eine schlechte Terminverfügbarkeit in der 
Wohnsitzgemeinde angeführt wird. 
Zu Frage 3: 
Seit dem 1. Januar 2025 (Stand 6. Februar 2026) wurden vom Bürgeramt Bremen für 
Gemeinden im gesamten Bundesgebiet 276 Ermächtigungen für die Ausstellung von 
Reisepässen bzw. Personalausweisen erteilt. Eine technische Auswertung je nach 
ermächtigter Behörde ist allerdings nicht möglich. 
Bei der Ausstellung von Reisepässen durch eine nicht zuständige Behörde erhöht sich die 
Verwaltungsgebühr von 37,50 Euro auf 70,00 Euro. Bei Personalausweisen erhöht sich die 
Gebühr um 13,00 Euro. Der Verwaltungsaufwand der an sich örtlich zuständigen 
Passbehörde reduziert sich auf die gebührenfreie Erteilung der erbetenen Ermächtigung.  
Zur Verkürzung der Wartezeiten im Bürgeramt wird organisatorisch ein Schwerpunkt auf 
die Freigabe zusätzlicher Termine mit einem Vorlauf von 14 bis 31 Tagen gelegt. Ferner 
wurden offene Sprechzeiten eingeführt und eine Stärkung der Expressschalter für 
Kurzanliegen erreicht. Zudem wird ganz gezielt die Möglichkeit der Inanspruchnahme der 
Online-Dienstleistungen beworben, weil jährlich rund 240.000 Vorgänge, also mehr als die 
Hälfte aller Anliegen, schon heute überwiegend als Online-Dienstleistung genutzt werden 
könnten: Die elektronische Wohnsitzanmeldung steht bremischen Bürger:innen seit 
September 2024 zur Verfügung, das digitale Kfz-Zulassungsverfahren iKfz seit mehreren 
Jahren, die aktuelle Version „iKfz Stufe 4“ seit Dezember 2024. Zudem können 
Führungszeugnisse als Dienstleistung des Bundes bereits seit August 2022 online 
beantragt werden. Allen Kund:innen der drei Bürgerservice Center wird bei einem Kontakt 
angeboten, eine für die Onlinedienste erforderliche PIN neu auszustellen. 
Der erfolgte Umzug des BSC-Mitte in die neue Liegenschaft in der Martinistraße 
ermöglicht durch den dadurch gewonnen Standortvorteil eine effizientere 
Sachbearbeitung. Am neuen Standort ist die Aufstellung einer Dokumentenausgabebox 
vorgesehen. Es stehen zudem Self-Check-in-Terminals zur Verfügung sowie Automaten für 
Passfotos, Fingerabdrücke und Unterschrift. Der neue Standort bietet zudem mehr Platz. 
All dies sorgt für schnellere Abläufe und kürzere Wartezeiten. 
Im zweiten Quartal des Jahres soll zudem ein „Pop-Up“ des Bürgeramtes Bremen auf 
Flächen des Alten Postamtes in Betrieb genommen werden, dass zu einer weiteren 
spürbaren Entlastung des Termingeschäfts im Bürgeramt und damit einhergehend zu einer 
deutlichen Verkürzung der Terminvorlaufzeiten beitragen wird. 
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Anfrage 17: Sichere Schulwege bei winterlichen Witterungsbedingungen – versinkt 
der Senat im Schneechaos? 
Anfrage der Abgeordneten Fynn Voigt, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 4. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwiefern und in wie vielen Fällen mussten Eltern sowie Schülerinnen und Schüler in 
diesem Winter darüber informiert werden, dass Schulwege nicht oder nur eingeschränkt 
sicher begehbar sind, obwohl deren Gewährleistung eine zentrale Aufgabe der öffentlichen 
Daseinsvorsorge ist, und wie bewertet der Senat dieses Vorgehen? 
 
2. Welche konkreten strukturellen Defizite sieht der Senat in der Koordination zwischen 
Bildungsressort, Ordnungsbehörden, Stadtreinigung und Polizei, wenn trotz bekannter 
Wetterlagen sichere Schulwege nicht rechtzeitig gewährleistet werden können? 
 
3. Warum gelingt es dem Senat bislang nicht, ein verbindliches, ressortübergreifendes 
Verfahren sicherzustellen, das bei absehbaren Witterungsereignissen automatisch greift, 
anstatt Verantwortung faktisch auf Schulen und Eltern abzuwälzen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Entscheidung zur Umstellung von Präsenz- auf Distanzunterricht aufgrund der 
Wetterlage erfolgt durch die zuständige ressortinterne Krisengruppe des Senators für 
Kinder und Bildung. Die Entwicklung der Wetterlage wird berücksichtigt. Die 
Entscheidungen der umliegenden Gemeinden in Niedersachsen und die Meldungen aus 
dem Lagezentrum der Feuerwehr werden in die abschließende Entscheidung mit 
einbezogen. Der Hinweis der Feuerwehr auf „Gefahr für Leib und Leben“ ist entscheidend 
dafür, ob Präsenzunterricht oder Distanzunterricht durchgeführt werden kann. Im Winter 
2025/26 wurde drei Mal auf Distanzunterricht umgestellt (am 9. Januar, 12. Januar und 4. 
Februar 2026). 
Die Fragen 2 und 3 werden zusammen beantwortet: 
Maßgeblich für die Entscheidung über den Distanzunterricht sind die Gefahrenmeldung 
aus dem Lagezentrum der Feuerwehr Bremen und die Berichte des Deutschen 
Wetterdienstes. Dazu werden Hinweise der BSAG mit aufgenommen, soweit es hierzu 
bereits Ankündigungen gibt. Eine Koordination zwischen dem Bildungsressort, 
Ordnungsbehörden, Stadtreinigung und Polizei findet im akuten Entscheidungsfall aus 
zeitlichen Gründen nicht statt.  
Die DBS ist für den Winterdienst auf den öffentlichen Straßen zuständig. Im Rahmen der 
Vorbereitung auf die Wintersaison wird zwischen DBS, ASV, Polizei und Feuerwehr sowie 
BSAG festgelegt, welche Straßen im Rahmen der zur Verfügung stehenden Kapazitäten 
und unter Berücksichtigung der Erfahrungen aus den vergangenen Jahren sowie den zu 
erwartenden Winterprognosen vorrangig bedient werden. Daraus resultiert der 
Winterstreudienstkatalog. Davon unbenommen gilt, dass Grundstückseigentümer:innen 
Anliegerpflichten haben. Dazu gehört auch das Beseitigen von Schnee und Eis auf 
Gehwegen, die an das eigene Grundstück angrenzen.  
Aufgrund der klar definierten Zuständigkeiten werden keine strukturellen Defizite 
hinsichtlich der Kommunikation zwischen den Akteuren gesehen. Grundsätzlich können bei 
winterlichen Wetterlagen sowohl staatliche Akteure als auch Anlieger:innen nicht jederzeit 
vollkommene Sicherheit gewährleisten. 
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Anfrage 18: Tempo 30 und Sanierung der Oberneulander Landstraße: Welche 
Konsequenzen hat der schlechte Straßenzustand? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 10. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wann wird Tempo 30 auf der gesamten Oberneulander Landstraße als wichtigem 
Schulweg angeordnet? 
 
2. Aus welchen Gründen wurde die für 2025 angekündigte Anordnung von Tempo 30 auf 
der gesamten Oberneulander Landstraße nicht umgesetzt – und wie sollen diese Gründe 
2026 ausgeräumt werden? 
 
3. Welche Finanzmittel sind für 2026 für Reparatur und Instandsetzung der Oberneulander 
Landstraße vorgesehen – und für wie viele Meter Straßenabschnitt reicht das angesichts 
einer Gesamtlänge von über 3,5 Kilometern? 
 
Zu Frage 1: 
Tempo 30 wurde auf der Oberneulander Landstraße, zwischen der Straße Am Lehester 
Deich bis Rockwinkeler Heerstraße, bereits angeordnet und am 18. Februar 2026 
umgesetzt. 
Zu Frage 2: 
Die zum 18. Februar 2026 umgesetzte Anordnung von Tempo 30 in der Oberneulander 
Landstraße ist mit „hochfrequentierter Schulweg“ begründet. Mit der Novellierung der 
Straßenverkehrsordnung und der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-
Ordnung wurde diese Anordnungsgrundlage eröffnet. Da es sich um einen unbestimmten 
Rechtsbegriff handelt, wurde dieser zunächst von den Straßenverkehrsbehörde 
konkretisiert, um Tempo 30 rechtssicher in der Oberneulander Landstraße anordnen zu 
können.  
Zu Frage 3: 
Im Bereich des Ökumenischen Gymnasiums ist eine Fahrbahnsanierung geplant. Der 
Umfang wird aktuell ermittelt. Zudem wird durch Sanierungsmaßnahmen an anderen 
Stellen weiter ein verkehrssicherer Zustand erhalten. Eine Grundsanierung auf gesamter 
Länge der Oberneulander Landstraße ist aktuell nicht in Planung. 
 
 
Anfrage 19: Flüchtlingsunterkunft im Bremer Tabakquartier 
Anfrage der Abgeordneten Andre Minne, Piet Leidreiter und Fraktion 
BÜNDNIS DEUTSCHLAND 
vom 17. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwiefern sowie zu welchem Zeitpunkt und durch wen wurden die Eigentümer und Mieter 
des Tabakquartiers darüber informiert, dass eine Flüchtlingsunterkunft in diesem Bereich 
entstehen wird? 
2. Plant der Senat eine Bürgerbeteiligung in Bezug auf die Errichtung einer 
Flüchtlingsunterkunft im Tabakquartier, und sofern ja, wann und in welcher Form soll diese 
erfolgen?  
 
3. Ist der für das Tabakquartier zuständige Projektplaner J.G. über die Pläne des Senats, 
eine Flüchtlingsunterkunft im Tabakquartier zu errichten, eingebunden und sofern ja, seit 
wann genau? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet: 
Die Öffentlichkeit wird über geplante Neueröffnungen von Unterkünften für Geflüchtete 
proaktiv im Rahmen von Beiratssitzungen, im jeweils zuständigen Stadtteil, informiert. Eine 
entsprechende Befassung des Beirats Woltmershausen ist auch für die geplante 
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Unterkunft im Tabakquartier regulär vorgesehen. Bisher wurden die parlamentarischen 
Gremien befasst, um die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. Auf dieser 
Grundlage kann nun die konkrete Projektplanung erfolgen, zu der dann auch in einer 
Beiratssitzung öffentlich berichtet und informiert wird. 
Zu Frage 3: 
Der Senat steht durch das zuständige Fachressort im Kontakt mit dem Eigentümer der 
anzumietenden Immobilien.  
 
 
Anfrage 20: Warum wird der Bunker B31 im Bürgerpark nicht zu einer 
Regenwasserzisterne umgebaut? 
Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 17. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche vergleichbaren Projekte plant der Senat stattdessen im Bürgerpark, um die 
Gewässer bei Starkregenereignissen umzuleiten und zu sammeln? 
 
2. Welchen Stellenwert hat der Einsatz von Zisternen im Stadtgebiet? 
 
3. Wie viele vergleichbare Zisternen gibt es bereits im Stadtgebiet, und welche 
Zisternenprojekte mit welchen im Haushalt bereitgestellten Geldern sind in den 
kommenden zwei Jahren im Stadtgebiet Bremen geplant? 
 
Die Fragen 1 und 3 werden zusammen beantwortet:  
Das Projekt der hanseWasser Bremen GmbH, den Bunker zur Regenwasserzisterne 
umzubauen, hatte zum Ziel, das vor Ort anfallende Niederschlagswasser zu speichern, um 
es in Trockenzeiten zur Bewässerung der Grünanlage zu nutzen. 
Im Bremischen Stadtgebiet sowie im Bürgerpark gibt es zurzeit kein vergleichbares 
Projekt und bisher ist auch kein öffentliches Zisternenprojekt vorgesehen, für das Gelder 
im Haushalt eingestellt wurden.  
Zu Frage 2:  
Zisternen sind ein Baustein für die Starkregen-, Hitze- und Trockenheitsvorsorge. Der 
Einsatz von Zisternen im öffentlichen Raum hat vor allem dort einen konkreten Nutzen, wo 
grüne Infrastruktur periodisch von Trockenheit betroffen ist. Dort könnten Flächen mit 
gesammelten Niederschlagswasser bewässert werden. Wo sich im Stadtgebiet 
Bewässerungsbedarf und geeignete Grundvoraussetzungen für Zisternen räumlich treffen, 
ist derzeit noch nicht ausreichend untersucht. Erste Hinweise werden sich durch das 
Handlungskonzept Schwammstadt ableiten lassen.  
 
 
Anfrage 21: Kommunale Selbsthilfeförderung in Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Rainer Bensch, Dr. Wiebke Winter und Fraktion  
der CDU 
vom 17. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Was wird in Bremen unter Selbsthilfe verstanden?  
 
2. Wie kann die unterschiedliche Anwendung von Richtlinien in den Ressorts und ihre 
Auswirkungen auf die Selbsthilfe aufgelöst werden? 
 
3. Bedarf es einer neuen internen Organisationsstruktur für die Selbsthilfe und der 
Unterstützungsstellen unter Hilfestellung seitens der Politik? 
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Zu Frage 1: 
Unter Selbsthilfe wird die eigenverantwortliche, freiwillige und gemeinschaftliche 
Unterstützung von Menschen verstanden, die z.B. von einer bestimmten Krankheit, 
Behinderung, psychischen Belastung oder sozialen Problemlage betroffen sind. Ziel der 
Selbsthilfe ist es, Erfahrungen auszutauschen, sich gegenseitig zu stärken und gemeinsam 
Lösungen für Herausforderungen zu finden. Selbsthilfegruppen bieten einen geschützten 
Rahmen, in dem Betroffene und Angehörige offen über ihre Situation sprechen können. Sie 
sind in der Regel unabhängig, nicht kommerziell und arbeiten oft ehrenamtlich. In Bremen 
gibt es zahlreiche Selbsthilfegruppen zu unterschiedlichen Themen, die von der 
Selbsthilfekontaktstelle „Netzwerk Selbsthilfe e.V.“ unterstützt und koordiniert werden. 
Wichtige Merkmale der Selbsthilfe in Bremen sind weiterhin Freiwilligkeit und 
Eigeninitiative, gegenseitige Unterstützung, Unabhängigkeit und Verschwiegenheit.  
Zu Frage 2: 
Klassische Selbsthilfeförderung wird aktuell v.a. in dem Bereich Gesundheit umgesetzt. Die 
Bewilligung von Projektförderungen für Selbsthilfegruppen im gesundheitlichen Bereich 
erfolgt über das Gesundheitsamt Bremen. Frauengruppen, -projekte und -initiativen 
werden über die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz gefördert. Die 
institutionelle Förderung des Netzwerks Selbsthilfe Bremen-Nordniedersachsen e.V. – also 
einer Plattform für die Unterstützung von Selbsthilfegruppen – erfolgt aktuell über die 
Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration. Darüber hinaus werden kleine 
Projekte (darunter teilweise auch Selbsthilfeangebote für Menschen mit 
Migrationsbiographie) v.a. von migrantischen Selbstorganisationen bei der Senatorin für 
Arbeit, Soziales, Jugend und Integration gefördert. 
Da es sich um völlig unterschiedliche Zielgruppen und Themen handelt, hat eine etwaige 
unterschiedliche Handhabung der Förderung keine Auswirkungen.  
Zu Frage 3: 
Der Senat sieht keine Notwendigkeit einer grundlegend neuen Organisationsstruktur für 
die Selbsthilfe.  
 
 
Anfrage 22: Ehemaliger Kiefert-Pavillon Philosophenweg/Ecke Bahnhofstraße 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 17. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Eigentums-, Nutzungs- und Zuständigkeitsverhältnisse bestehen hinsichtlich des 
ehemaligen Kiefert-Pavillons Philosophenweg/Ecke Bahnhofstraße (Eigentum am Bauwerk; 
Eigentum beziehungsweise Trägerschaft der Standfläche; gegebenenfalls bestehende oder 
ausgelaufene Miet-/Pacht-/Gestattungsverhältnisse), und welches Ressorts sind aktuell für 
den Pavillon und die Fläche inklusive Verkehrssicherungspflichten zuständig? 
 
2. Wie bewertet der Senat den baulichen Zustand sowie das äußere Erscheinungsbild des 
Pavillons, und welche Erkenntnisse liegen dem Senat zur Situation am Standort 
(insbesondere Sauberkeit, Sicherheit und Aufenthaltsqualität) vor? 
 
3. Welche konkreten Möglichkeiten sieht der Senat für eine Weiternutzung, Sanierung, 
Zwischennutzung oder Verlagerung des Pavillons und Aufwertung der Fläche? 
 
Zu Frage 1: 
Der Pavillon hat kein eigenes Baugrundstück, er steht auf öffentlicher 
Straßenverkehrsfläche der Stadtgemeinde. Zur Errichtung des Pavillons wurde eine 
Sondernutzungserlaubnis erteilt, die im Frühjahr 2025 ausgelaufen ist. Das Gebäude des 
Pavillons befindet sich weiterhin im Eigentum der Firma, die den Pavillon lange Jahre 
betrieben hatte.  
Zu den Grundpflichten des privaten Eigentümers zählt gemäß Paragraph 52 Absatz 2 der 
Bremischen Landesbauordnung die Verantwortung, dass die bauliche Anlage dem 
öffentlichen Baurecht entspricht und instandgehalten wird.  
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Die Verkehrssicherungspflicht für öffentliche Straßenverkehrsflächen obliegt dem Amt für 
Straßen und Verkehr als Straßenbaulastträger.  
Die Zuständigkeit zur Gefahrenabwehr von baulichen Anlagen, welche nicht den 
Anforderungen der Bremischen Landesbauordnung entsprechen, obliegt der 
Bauaufsichtsbehörde.  
Belange der öffentlichen Sicherheit und Ordnung werden durch das Ordnungsamt ggf. in 
Verbindung mit der Polizei durchgesetzt. 
Zu Frage 2: 
Die Nutzung des circa 20 Jahre alten Pavillons als Imbissbetrieb wurde im Juni 2024 
aufgegeben. Das hochwertig ausgeführte Gebäude wurde und wird Opfer von Vandalismus 
und Verschmutzung. Der eingestellte Betrieb lässt die Herausforderungen des Standorts 
noch sichtbarer am Gebäude in Erscheinung treten. Unter anderem zeigen gerundete 
Sonderelemente der Verglasungen Sprünge. Im bauordnungsrechtlichen Sinne gehen 
jedoch aktuell keine Gefahren vom Pavillon aus.  
Zu Frage 3: 
Zur weiteren Nutzung des Gebäudes hat die Verwaltung Gespräche mit verschiedenen 
öffentlichen und privaten Akteuren geführt. Neben unterschiedlichen Betreiberkonzepten 
am jetzigen Standort wurde zudem auch der Abbau und der Wiederaufbau an anderer 
Stelle geprüft. Bisher scheiterte eine Nachnutzung am Standort an hohen Umbau- und 
Erhaltungskosten sowie dem sehr begrenzten Raumangebot des Pavillons. Aufgrund 
konstruktiver Gegebenheiten stellte sich für potenzielle Interessenten der Rück- und 
Wiederaufbau an anderer Stelle als unwirtschaftlich dar.  
Aktuell zeichnet sich demnach kein Erhalt des Pavillons ab, es wird geprüft, ob es zum 
Rückbau des Pavillons und zur Wiederherstellung der Straßenverkehrsfläche kommen soll.  


